
 

 

 

 

 
 
 
Totalrevision des Reglements über das Taxiwesen      Stand 26. Mai 2014 
 
Synoptische Gegenüberstellung des heute gültigen Textes und der vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen  
 
 Alte Fassung Neue Fassung  

  (Kursiv = Änderungen / Ergänzungen)  

 
 Reglement über das Taxiwesen (Taxireg-

lement) 
Reglement über das Taxiwesen 
(Taxireglement) 

 

 

 

 
 Der Stadtrat von Aarau erlässt, gestützt auf § 37 des Gesetzes 

über die Einwohnergemeinden vom 19. Dezember 1978 (Gemein-
degesetz1) und die §§ 103 und 104 des Gesetzes über Raumpla-
nung, Umweltschutz und Bauwesen vom 1. April 1994 (Bauge-
setz2), folgendes 

Der Einwohnerrat der Stadt Aarau, gestützt auf § 20 lit. i 
des Gesetzes über die Einwohnergemeinden (Gemein-
degesetz) vom 19. Dezember 19783  und die §§ 103 
und 104 des Gesetzes über Raumentwicklung und 
Bauwesen (Baugesetz, BauG) vom 19. Januar 19934 , 
beschliesst: 

 

 
 
                                            
1 SAR 171.100 
2 SAR 713.100 
3 SAR 171.100 
4 SAR 713.100 
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 A. Betriebsbewilligung 1. Allgemeines  

 
 § 1 § 1   

 

Bewilligungspflicht 1 Die gewerbsmässige Personenbeförderung mit leichten Mo-
torwagen bedarf einer Bewilligung des Stadtrates. Diese wird 
auf den Namen der Betriebsbewilligungsinhaberin bzw. des 
Betriebsbewilligungsinhabers ausgestellt und ist nicht übertrag-
bar. 
2 Für besondere Anlässe kann die Stadtpolizei befristete, aus-
serordentliche Bewilligungen erteilen. 

1Dieses Reglement ordnet das Halten und Führen 
von Taxis auf dem Gebiet der Stadt Aarau. 

 
2Der Marktzugang ortsfremder Taxidienste richtet 
sich nach den Vorschriften des Bundesgesetzes 
über den Binnenmarkt (Binnenmarktgesetz, BGBM) 
vom 6. Oktober 19951. 

Zweck 

 
 § 2 § 2  

 
Arten von Betriebs-
bewilligungen Es werden folgende Betriebsbewilligungen ausgestellt: 

1. Die Betriebsbewilligung A berechtigt zum Anbieten von Taxi-
fahrten ab zugeteilten öffentlichen Standplätzen. 

2. Die Betriebsbewilligung B berechtigt zum Anbieten von Taxi-
fahrten ab privaten Standplätzen. 

1Taxifahrzeug im Sinn dieses Reglements ist ein 
Motorfahrzeug bis zu 3'500 kg Gesamtgewicht, das 
zum gewerbsmässigen Personentransport ohne fes-
te Route und Fahrplan verwendet wird. 

 
2Nicht unter dieses Reglement fallen Hoteltaxis, so-
fern sie ausschliesslich dem Transport von hotelei-
genen Gästen zwischen Bahnhof und Hotel auf dem 
direkten Weg dienen. 

Begriff und 
Geltungsbe-
reich 

  

                                            
1 SR 943.02 
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 § 3 § 3  

 

Bedürfnisklausel Die Zahl der Betriebsbewilligungen A wird unter Berück-
sichtigung der Anzahl zur Verfügung stehender Standplät-
ze und des öffentlichen Bedürfnisses festgesetzt. 

1Der Taxibetrieb gemäss § 2 bedarf einer Bewilli-
gung des Stadtrats. Diese wird auf den Namen der 
Betriebsinhaberin bzw. des Betriebsinhabers ausge-
stellt und ist nicht übertragbar. 

 
2Der Stadtrat kann vom Verbot der Übertragbarkeit 
für den Rest einer laufenden Periode abweichen, 
wenn das Erlöschen der Betriebsbewilligung infolge  
Todes oder schwerer gesundheitlicher Beeinträchti-
gungen des Betriebsinhabers bzw. der Betriebsinha-
berin eine besondere Härte für Familienangehörige 
oder Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter zur Folge hat. 

 
3Für besondere Anlässe können befristete, ausser-
ordentliche Bewilligungen erteilt werden. 

Bewilligungspflicht 

 
 § 4 § 4   

 
Standplätze 1 Über die Zuteilung der Standplätze auf öffentlichem 

Grund entscheidet der Stadtrat. 
2 Die Zuteilung eines Standplatzes kann, wenn es zur 
Gleichbehandlung mehrerer Bewerberinnen oder Bewer-
ber erforderlich ist (Vermeidung einer Monopolstellung), 
unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist auf 
das Ende eines Kalenderjahres rückgängig gemacht wer-
den. 
3 Bewerberinnen und Bewerber für eine Betriebsbewilli-
gung A, deren Gesuche nicht berücksichtigt werden kön-
nen, werden auf eine Warteliste gesetzt. 
4 Die Vergabe von freien Standplätzen erfolgt unter Be-

Es werden folgende Betriebsbewilligungen unter-
schieden: 

a)  Die Betriebsbewilligung A berechtigt zum Anbie-
ten von Taxifahrten ab zugeteiltem öffentlichen 
Standplatz, 

b)  die Betriebsbewilligung B berechtigt zum Anbie-
ten von Taxifahrten ab privaten Standplätzen in 
Aarau. 

Arten von Betriebs-
bewilligungen 
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rücksichtigung der Reihenfolge auf der Warteliste, sofern 
die Bewerberin oder der Bewerber die Voraussetzungen 
gemäss § 5 hiernach erfüllt und die Zuteilung zu keiner 
Monopolstellung führt 

 
 § 5 § 5  

 
Voraussetzungen 1 Wer sich um eine Betriebsbewilligung bewirbt, hat folgen-

de Voraussetzungen zu erfüllen: 
1Wer um eine Betriebsbewilligung ersucht, hat fol-
gende Voraussetzungen zu erfüllen: 

a) Wohn- oder Geschäftssitz in der Schweiz, 

b) Handlungsfähigkeit und guter Leumund, 

c) persönliche und betriebliche Eignung zur Ge-
währleistung eines einwandfreien Taxidienstes, 

d) Vorliegen geordneter finanzielle Verhältnisse. 
 

2Dem Gesuch sind folgende Unterlagen beizulegen: 

a) aktuelles Handlungsfähigkeitszeugnis, 

b) aktueller Auszug aus dem Strafregister, 

c) aktueller Auszug aus dem Betreibungsregister, 

d) aktueller Auszug aus dem Eidgenössischen Re-
gister für Administrativmassnahmen (ADMAS). 

 
3Wird die Bewilligung von einer juristischen Person 
beantragt, so müssen die persönlichen Vorausset-
zungen durch die verantwortliche Geschäftsführerin 
bzw. den verantwortlichen Geschäftsführer erfüllt 
werden. 

Voraussetzungen zur 
Erlangung einer Be-
triebsbewilligung 

 a) Geschäftssitz in der Stadt Aarau oder einer angren-
zenden Gemeinde (nur bei Betriebsbewilligung A); 

b) Handlungsfähigkeit und guter Leumund; 

c) persönliche und betriebliche Eignung zur Gewährleis-
tung eines einwandfreien Taxidienstes. 

2 Wird die Bewilligung von einer juristischen Person bean-
tragt, so müssen die persönlichen Voraussetzungen durch 
die verantwortliche Geschäftsführerin oder den verantwort-
lichen Geschäftsführer erfüllt werden. 
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 § 6   

 

Dauer Die Bewilligung wird für das Kalenderjahr erteilt und 
unter Vorbehalt der §§ 3 und 7 dieses Reglements 
jeweils stillschweigend um ein Jahr verlängert, sofern 
die Inhaberin oder der Inhaber nicht spätestens drei 
Monate vor Ablauf der Bewilligung schriftlich ihren 
bzw. seinen Verzicht erklärt. 

  

 
 § 7 § 6  

 

Entzug der Betriebs-
bewilligung 

Bei schweren oder wiederholten Verstössen gegen 
dieses Reglement bzw. das Strassenverkehrsrecht, bei 
Wegfall einer der Voraussetzungen gemäss § 5 hiervor 
oder bei Nichtbezahlen der Bewilligungsgebühren in-
nert 60 Tagen nach Rechnungsstellung kann die Be-
willigung vorübergehend oder definitiv entzogen wer-
den. 

1Die Betriebsbewilligung erlischt beim Tod der Inha-
berin bzw. des Inhabers, bei Auflösung oder Handän-
derung der berechtigten juristischen Person oder 
wenn die Voraussetzungen der Erteilung gemäss § 5 
Abs. 1 nicht mehr erfüllt sind. Vorbehalten bleibt § 3 
Abs. 2. 

 
2Bei schwerwiegenden Verletzungen von Vorschriften 
dieses Reglements oder anderer einschlägiger Erlas-
se sowie bei Nichtbezahlung der Bewilligungsgebüh-
ren innert 60 Tagen ab Rechnungsstellung können 
Betriebsbewilligungen vom Stadtrat nach vorgängiger 
Anhörung vorübergehend oder definitiv entzogen 
werden. 

Erlöschen und Entzug der 
Betriebsbewilligung 
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 § 8   

 

Gebühren 1 Die Festsetzung der Gebühren für die Betriebsbewil-
ligungen A und B erfolgt gemäss Ziffer 7 des Gebüh-
rentarifs im Anhang zum Reglement über den Sonder-
gebrauch an Gemeindestrassen  vom 29. Oktober 
1991. 
2 Die Gebühren gelten für das Kalenderjahr (oder den 
Rest desselben). Es besteht kein Rückerstattungsan-
spruch bei Betriebsaufgabe. 
3 Der Stadtrat erlässt die allgemeinverbindliche Tarif-
ordnung für Fahrpreise und Wartezeit-Taxen.1 
4 Die Gebühren für ausserordentliche Bewilligungen 
werden von Fall zu Fall festgelegt. 

  

 
  § 7  

 

  1Die Tarife für Taxifahrten sind grundsätzlich frei. Zur 
Berechnung des Fahrpreises muss die Taxiuhr ver-
wendet werden, sofern mit dem Fahrgast keine ande-
re Vereinbarung getroffen wird. 

 
2Die Tarife sind im Taxifahrzeug gut sichtbar für die 
Fahrgäste anzubringen. Dem Fahrgast muss jeder-
zeit und gut sichtbar der aktuell zu bezahlende Fahr-
preis inkl. aller Steuern, Abgaben und Zusatzkosten 
angezeigt werden. 

 
3Der Stadtrat kann Maximaltarife für Fahrten, Ge-
päcktransport und Wartezeiten in einer Tarifordnung 

Taxitarife 

                                            
1 Geändert durch Beschluss des Stadtrates vom 25. August 2008 
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festlegen. 

 
  2. Betriebsbewilligung A  

 

  § 8  

 

  1Die Betriebsbewilligung A berechtigt, ein Taxifahr-
zeug unter Berücksichtigung der Vorschriften dieses 
Reglements einzusetzen und dabei den von der Stadt 
Aarau zugeteilten öffentlichen Taxistandplatz zu be-
nützen. 

 
2Für die Benützung von mehr als einem öffentlichen 
Taxistandplatz sind mehrere Gesuche einzureichen 
und es werden separate Betriebsbewilligungen A 
erteilt. Die Unterlagen gemäss § 5 Abs. 2 sind nur 
einmal beizubringen. 

Umfang 

 
  § 9  

  1Betriebsbewilligungen A werden öffentlich ausge-
schrieben und auf eine Dauer von höchstens vier 
Jahren vergeben. 

 
2Kommt einer Beschwerde gegen die Vergabe auf-
schiebende Wirkung zu, verlängern sich die bisheri-
gen Betriebsbewilligungen A bis zur Rechtskraft des 
Vergabeentscheids. Die Vergabeperiode für die neu 
vergebenen Betriebsbewilligungen A wird nicht ver-
längert. 

Öffentliche Ausschrei-
bung und Vergabe 
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  § 10  

 

  1Der Stadtrat legt die Maximalzahl der möglichen Be-
triebsbewilligungen A jeweils für eine Vergabeperiode 
nach folgenden Kriterien fest: 

a) Anzahl der zur Verfügung stehenden öffentlichen 
Taxistandplätze, 

b) Bedürfnisse des Publikums. 
 

2Bei ausserordentlichen Änderungen im Umfeld des 
Taxiwesens kann der Stadtrat die Maximalzahl der 
Betriebsbewilligungen A während der Vierjahresperi-
ode neu festsetzen 

Festlegung der Maximal-
zahl 
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  § 11  

    

  1Übersteigt die Anzahl Gesuche die Maximalzahl ge-
mäss § 11 nicht, werden die Bewilligungen erteilt, 
sofern die Voraussetzungen gemäss § 5 erfüllt sind. 
 

2Liegen mehr Gesuche vor, als bewilligt werden kön-
nen, und erfüllen diese Gesuche die Voraussetzun-
gen gemäss § 5, so erfolgt die Erteilung der Betriebs-
bewilligungen A insbesondere unter Berücksichtigung 
folgender Kriterien: 

a) Gewährleistung eines vorschriftsgemässen und   
kundenfreundlichen Betriebes, 

b)  Bereitschaft und Befähigung, Taxidienstleistungen      
während 24 Stunden anzubieten, 

c)  Vermeidung der Monopolstellung eines Taxibe-
triebes. 

 

3Bei Gleichwertigkeit entscheidet das Los. 

Kriterien der Bewilli-
gungserteilung 

 
  § 12  

 
  Die Inhaberinnen und Inhaber von Betriebsbewilli-

gungen A sind verpflichtet, mittels gegenseitiger Ab-
sprachen Taxidienste während 24 Stunden, insbe-
sondere auch in den Randzeiten, während der Nacht 
und während der Tageszeiten mit geringer Nachfra-
ge, durch angemessene Präsenz auf den öffentlichen 
Taxistandplätzen anzubieten. 

24-Stunden-Service 
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  3. Betriebsbewilligung B  

 

  § 13  

 
  Die Betriebsbewilligung B berechtigt, ein Taxifahr-

zeug oder mehrere Taxifahrzeuge für Taxifahrten 
unter Berücksichtigung der Vorschriften dieses Reg-
lements einzusetzen. Nicht zulässig ist dabei die Be-
nützung der öffentlichen Taxistandplätze der Stadt 
Aarau. 

Umfang 

 
  § 14  

 
  Betriebsbewilligungen B werden jeweils für höchstens 

vier Jahre erteilt. Sie können verlängert werden, so-
fern die Bewilligungsvoraussetzungen weiterhin erfüllt 
sind. Vorbehalten bleibt § 6. 

Befristung 

 
 
 B. Vorschriften für Taxichauffeusen und 

Taxichauffeure 4. Taxifahrerinnen und Taxifahrer 
 

 
 § 9 § 15  

 

Persönliche Voraus-
setzungen; Spezial-
ausweis  
 

1 Betriebsbewilligungsinhaberinnen und -inhaber und 
ihre Angestellten, die auf dem Gebiet der Stadt Aarau 
als Taxichauffeusen oder Taxichauffeure tätig sein 
wollen, müssen im Besitz eines Spezialausweises 

1Betriebsbewilligungsinhaberinnen und -inhaber und 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die auf dem 
Gebiet der Stadt Aarau als Taxifahrerinnen bzw. Taxi-
fahrer tätig sein wollen, müssen im Besitz eines städ-

Taxiausweis 
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sein. Dieser wird von der Stadtpolizei aufgrund des 
ordentlichen Führerausweises für den berufsmässigen 
Personentransport ausgestellt, wenn sich die Bewer-
berin oder der Bewerber über einen guten Leumund 
ausweisen kann. Dem Gesuch ist ein aktueller Strafre-
gisterauszug beizulegen. 
2 Die Bewerberin oder der Bewerber hat sich weiter 
über folgende Kenntnisse auszuweisen: 

a) genügende Ortskenntnisse; 

b) Kenntnisse der Vorschriften über das Taxiwesen; 

c) ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache. 
3 Taxichauffeusen und Taxichauffeure mit Teilzeitpen-
sen erhalten einen Spezialausweis nur, wenn sie 
nachweisen, dass mit der im Nebenberuf ausgeübten 
Tätigkeit die in der Verordnung vom 6.5.1981 über die 
Arbeits- und Ruhezeit der berufsmässigen Führer von 
leichten Personentransportfahrzeugen und schweren 
Personenwagen (ARV2) festgelegte zulässige Arbeits-
zeit nicht überschritten wird. 

tischen Taxiausweises sein. Dieser wird vom Stadtrat 
gegen eine Gebühr gemäss § 28 aufgrund des or-
dentlichen Führerausweises für den berufsmässigen 
Personentransport ausgestellt, wenn sich die Bewer-
berin oder der Bewerber über einen guten Leumund 
ausweisen kann. Dem Gesuch ist ein aktueller Straf-
registerauszug sowie ein aktueller Auszug aus dem 
ADMAS beizulegen. 
 

2Die Bewerberin oder der Bewerber hat sich weiter 
über folgende Kenntnisse auszuweisen: 

a)  genügende Ortskenntnisse, 

b)  Kenntnisse der Vorschriften über das Taxiwesen, 

c)  ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache. 
 

3Taxifahrerinnen bzw. Taxifahrer mit Teilzeitpensen 
erhalten den Taxisausweis nur, wenn sie nachwei-
sen, dass sie mit der im Nebenberuf ausgeübten Tä-
tigkeit die in der Verordnung über die Arbeits- und 
Ruhezeit der berufsmässigen Führer von leichten 
Personentransportfahrzeugen und schweren Perso-
nenwagen (ARV 2) vom 6. Mai 19811  festgelegte 
zulässige Arbeitszeit nicht überschreiten. 

  

                                            
1 SR 822.222 
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 § 10 § 16  

 

Entzug des Spezial-
ausweises 

Der Spezialausweis kann von der Stadtpolizei entzo-
gen werden, wenn die Inhaberin oder der Inhaber des-
selben die Voraussetzungen gemäss § 9 hiervor nicht 
mehr erfüllt oder wiederholt gegen Vorschriften dieses 
Reglements verstossen hat. 

Der Taxiausweis kann vom Stadtrat entzogen wer-
den, wenn die Inhaberin bzw. der Inhaber die Vo-
raussetzungen gemäss § 15 nicht mehr erfüllt oder 
wiederholt gegen Vorschriften dieses Reglements 
verstossen hat. 

Entzug des Taxiauswei-
ses 

 
 § 11   

 
Erklärung der oder des 
Betroffenen 

1 Erklärt die oder der Betroffene, dass sie bzw. er mit 
der Verfügung der Stadtpolizei betreffend Nichtertei-
lung oder Entzug des Spezialausweises nicht einver-
standen ist, so gilt jene als vollständig aufgehoben, 
und es entscheidet der Stadtrat. 
2 Die Erklärung ist innert 10 Tagen seit Zustellung der 
Verfügung schriftlich beim Stadtrat einzureichen. Die 
Ausgestaltung der Erklärung ist, ausser der Schriftlich-
keit, an keine besonderen Anforderungen gebunden. 
Sie kann Anträge und eine Begründung enthalten. 
3 Die Stadtpolizei überprüft ihren mit der Erklärung 
aufgehobenen Entscheid, nimmt zu allfälligen Einwän-
den in der Erklärung Stellung und stellt dem Stadtrat 
Antrag. 
4 Vorbehältlich anderer Bestimmungen ist das Verfah-
ren vor dem Stadtrat unentgeltlich. Ein Anspruch auf 
Ersatz von Parteikosten besteht nicht. 
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 § 12 § 17 

 

 

Besondere Auflagen 1 Es ist den Taxichauffeusen bzw. Taxichauffeuren 
untersagt: 

a) Passanten ihre Dienste anzubieten; 

b) zur Anwerbung von Fahrgästen oder zu Reklame-
zwecken umherzufahren; 

c) während der Fahrt ohne Einverständnis des Fahr-
gastes zu rauchen; 

d) ohne Einwilligung des Fahrgastes Drittpersonen 
mitzuführen. 

2 Die Inhaberinnen bzw. die Inhaber von Betriebsbewil-
ligungen A haben durch gegenseitige Absprachen da-
für zu sorgen, dass auch in den Randzeiten durch an-
gemessene Präsenz auf den öffentlichen Standplätzen 
die Taxidienste gewährleistet sind. 

Es ist der Taxifahrerin und dem Taxifahrer untersagt: 

a) Passantinnen bzw. Passanten ihre bzw. seine    
Dienste anzubieten, 

b) durch Anwerbung von Fahrgästen oder zu Rekla-
mezwecken umherzufahren, 

c)  im Fahrzeug zu rauchen, 

d) ohne Einwilligung des Fahrgastes Drittpersonen 
mitzuführen. 

Besondere Vorschriften 

 
 
 C. Betriebsvorschriften 5. Fahrzeuge  

 
 § 13 § 18  

 

Zulassung von Taxi-
fahrzeugen 

Für den Taxibetrieb werden nur Fahrzeuge zugelas-
sen, die vom Strassenverkehrsamt als solche abge-
nommen worden sind. Sie sind stets in betriebssiche-
rem und sauberem Zustand zu halten. 

Für den Taxibetrieb sind nur Fahrzeuge zugelassen, 
die vom Strassenverkehrsamt als solche abgenom-
men worden sind. Sie sind stets in betriebssicherem 
und sauberem Zustand zu halten. 

Zulassung 
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 § 14 § 19  

 

Taxiuhr Jedes Taxifahrzeug muss mit einer plombierten Ta-
xiuhr versehen sein, die so anzubringen ist, dass der 
Fahrgast sie auch nachts ablesen kann. 

Jedes Taxifahrzeug muss mit einer plombierten Ta-
xiuhr versehen sein, die so anzubringen ist, dass der 
Fahrgast sie auch nachts ablesen kann. 

Taxiuhr 

 
 § 15 § 20  

 

Kennzeichnung der 
Fahrzeuge 

Jedes Taxifahrzeug ist als solches zu kennzeichnen 
und mit der Firmenanschrift zu versehen 

Jedes Taxifahrzeug ist als solches zu kennzeichnen 
und mit der Firmenanschrift zu versehen. 

Beschriftung 

 
  § 21  

 

  Jedes Taxifahrzeug ist mit einer Taxilampe zu verse-
hen. Diese ist auszuschalten, wenn das Fahrzeug 
besetzt ist. Sie ist zu entfernen, wenn das Fahrzeug 
nicht als Taxi eingesetzt wird. 

Taxilampe 

 
 
  6. Weitere Betriebsvorschriften  

 
 § 16 § 22  

 

Fahrroute Die Taxichauffeusen und die Taxichauffeure sind ver-
pflichtet, vom Ort des Auftrages bis zum Ziel den kür-
zesten Weg einzuhalten, es sei denn, der Fahrgast 
verlange eine besondere Route. 

Die Taxifahrerinnen und Taxifahrer sind verpflichtet, 
vom Ort des Auftrags bis zum Ziel den kürzesten 
Weg zu wählen, es sei denn, der Fahrgast verlangt 
eine besondere Route. 

Fahrroute 
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 § 17 § 23  

 
Hilfeleistungen 1 Die Taxichauffeusen und die Taxichauffeure haben 

allfälliges Gepäck der Fahrgäste sorgfältig ein- und 
auszuladen. 
2 Insbesondere nachts sind sie gehalten, ihre Fahrgäs-
te auf deren Wunsch bis zur Haustüre zu begleiten. 

1Die Taxifahrerinnen und Taxifahrer haben allfälliges 
Gepäck der Fahrgäste sorgfältig ein- und auszuladen. 

 
2Insbesondere nachts sind sie gehalten, ihre Fahr-
gäste auf deren Wunsch bis zur Haustüre zu beglei-
ten. 

Hilfeleistungen 

 
 § 18 § 24  

 

Fundgegenstände In Taxifahrzeugen zurückgelassene Gegenstände, die 
der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer nicht direkt 
zugestellt oder übergeben werden können, sind auf 
dem Fundbüro der Stadtpolizei abzugeben. 

In Taxifahrzeugen zurückgelassene Gegenstände, 
die der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer nicht di-
rekt zugestellt oder übergeben werden können, sind 
auf dem Fundbüro der Stadtverwaltung abzugeben. 

Fundgegenstände 

 
 § 19 § 25  

 

Mitzuführende Doku-
mente 

Die Taxichauffeusen und die Taxichauffeure sind ver-
pflichtet, im Taxifahrzeug dieses Taxireglement, die 
Tarifordnung und den Spezialausweis mitzuführen. Die 
Dokumente sind den Fahrgästen und den Polizeiorga-
nen auf Verlangen jederzeit zur Einsichtnahme vorzu-
legen. 

Die Taxifahrerinnen und Taxifahrer sind verpflichtet, 
im Taxifahrzeug dieses Taxireglement, eine allfällige 
Tarifordnung und den städtischen Taxiausweis mitzu-
führen. Diese Dokumente sind den Fahrgästen und 
den Polizeiorganen auf Verlangen jederzeit zur Ein-
sichtnahme vorzulegen. 

Mitzuführende Dokumen-
te 
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  7. Gebühren  

 
  § 26  

 
  1Für die Prüfung des Gesuchs um Erteilung einer Be-

triebsbewilligung A wird pro Gesuchstellerin oder Ge-
suchsteller pro Vergabeperiode eine Gebühr erhoben. 

 

2Wird gleichzeitig mit mehreren Gesuchen um die 
Zuteilung mehrerer öffentlicher Standplätze ersucht, 
ist die Gebühr gemäss Abs. 1 nur einmal geschuldet. 
 

3Für die Benützung der öffentlichen Taxistandplätze 
(gesteigerter Gemeingebrauch) wird pro Taxifahrzeug 
und pro Standplatz eine jährliche Benützungsgebühr 
erhoben. 

Betriebsbewilligung A 

    

  § 27  

 
  1Für die Prüfung des Gesuchs um Erteilung einer 

Betriebsbewilligung B wird pro Bewilligungsperiode 
eine Gebühr erhoben. 

 
2Zusätzlich ist pro Taxifahrzeug eine jährliche Gebühr 
geschuldet. 

Betriebsbewilligung B 
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  § 28  

 
  

1Die Gebühren betragen: 

a) jährlich pro Fahrzeug: bis Fr. 100.00, 

b) jährlich pro Standplatz (je nach Standort):  
bis Fr. 1'000.--, 

c) Gesuch für Betriebsbewilligung A: Fr. 150.--,  

d) Gesuch für Betriebsbewilligung B: Fr. 100.--, 

e) Gesuch für Betriebsbewilligungen von Inhaberin-
nen und Inhabern einer Taxibetriebsbewilligung 
ausserhalb der Stadt Aarau: kostenlos, 

f) städtischer Taxiausweis: Fr. 50.--. 
 

2Bei Betriebsaufgabe besteht kein Rückerstattungs-
anspruch. 
 

3Die Gebühren für ausserordentliche Bewilligungen 
gemäss § 3 Abs. 3 werden von Fall zu Fall bis zu 
einem Maximalbetrag von Fr. 300.-- durch die Bewil-
ligungsbehörde festgelegt. 
 

4Die Gebühren basieren auf dem Landesindex für 
Konsumentenpreise des Bundesamts für Statistik 
vom Juni 2013, Stand 99.3 Punkte (Basis Dezember 
2010 = 100 Punkte). Der Stadtrat kann die Gebühren 
entsprechend anpassen, wenn sich der Landesindex 
um 10 Punkte verändert hat. 

Gebührenhöhe 
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  § 29  

 
  Der Stadtrat kann über die Festsetzung der Gebüh-

ren gemäss § 28 Abs. 1 lit. a und b Anreize für den 
Einsatz von umweltfreundlichen Taxifahrzeugen set-
zen. 

Einsatz von umwelt-
freundlichen Taxifahrzeu-
gen 

 
  8. Vollzug, Straf- und Übergangsbe-

stimmungen 

 

 

 § 20 § 30  

 

Vollzug Der Vollzug dieses Reglements erfolgt durch die 
Stadtpolizei. Diese erledigt Anzeigen und Beschwer-
den im Rahmen ihrer Zuständigkeit oder leitet sie an 
den Stadtrat weiter. 

1Der Stadtrat wird mit dem Vollzug dieses Regle-
ments beauftragt. Er kann die operative Umsetzung 
an die zuständigen Stellen der Stadtpolizei oder an 
andere geeignete Stellen delegieren. 
 

2Der Stadtrat oder die von ihm beauftragten Stellen 
können ergänzende Vollzugsbestimmungen erlassen, 
insbesondere auch bezüglich Platzordnung und Weg-
fahrtenregelung auf den öffentlichen Taxistandplätzen 
für Taxis mit Betriebsbewilligung A. 
 

3Der Rechtsschutz richtet sich nach dem Gemeinde-
gesetz und dem Gesetz über die Verwaltungsrechts-
pflege (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG) vom 
4. Dezember 20071 . 
 

Vollzug, Rechtsschutz 

  

                                            
1 SAR 271.200 
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 § 21 § 31  

 

Strafen Widerhandlungen gegen dieses Reglement oder die 
Tarifordnung sowie die Missachtung polizeilicher An-
ordnungen werden mit Busse bis Fr. 500.00  bestraft. 
Das Verfahren richtet sich nach § 112 Gemeindege-
setz.1 

Widerhandlungen gegen Vorschriften dieses Regle-
ments werden mit Busse bis Fr. 2'000.-- bestraft. Das 
Verfahren richtet sich nach dem Gemeindegesetz 
und der Verordnung über das Ordnungsbussenver-
fahren (Ordnungsbussenverfahrenverordnung, 
OBVV) vom 14. November 20072 . 

Strafbestimmungen 

 
  § 32  

 
  Die bestehenden Betriebsbewilligungen behalten ihre 

Gültigkeit bis zum Inkrafttreten dieses Reglements. 
Die bestehenden Betriebsbewilligungen A verlängern 
sich zudem, solange die Vergabe gemäss § 9 nicht 
rechtskräftig vorgenommen worden ist. 

Übergangsbestimmungen 

 
 
  9. Inkrafttreten 

 

 
 § 22 § 33  

 
Inkrafttreten Dieses Reglement tritt am  1. Dezember in Kraft. Es 

ersetzt das Reglement über das Taxiwesen vom 28. 
September 1981. 

Der Stadtrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Reglements. 

 

 
 

                                            
1 SAR 171.100 
2 SAR 991.512 
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  Vom Einwohnerrat Aarau beschlossen am 00.00.2014 

   

Aarau, 7. November 2005 IM NAMEN DES STADTRATES: Aarau, 00.00.2014 IM NAMEN DES EINWOHNERRATES 

 
Der Stadtammann: 

Dr. M. Guignard 

Der Stadtschreiber: 

Dr. M. Gossweiler 
 Die Präsidentin 

 

Der Protokollführer 

     
 

Teilrevision vom 25. August 2008, in Kraft seit 1. September 2008   
 

 


